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Protokollierung
(o} Offentlicher Teil

1. Eréffnung, Bekanntgabe nicht anwesender Ausschussmitglieder, Feststellung
der ordnungsgemafen und rechtzeitigen Einberufung sowie der Beschlussfa-

higkeit

Herr Ebert eréffnet um 17:05 Uhr die 7. Sitzung des Ausschusses fur Schule und Gebaudewirt-
schaft in der X. Wahlperiode und stellt fest, dass der Ausschuss rechtzeitig und ordnungsgemaf
einberufen worden sowie beschlussfahig sei.

An der Sitzung nehmen die Ausschussmitglieder
Ulrich Gurster
Helga Kivilip
Robert Martin Kraus (17:05 — 19:48 Uhr)
Heinz-Bernd Padberg (fur Brigitte Opiela)
Frank Reilander (fir N.N.)
Josef Willnecker
Anke AulRendorf
Rainer Dettmar
Collin Eschbach
Johanna Satler
Anna Maria Scheerer
Andreas Ebert
Monika Lindberg-Bargsten
Berit Winkels
Dorothee Wasmuth
Jurgen Niemann
Iro Herrmann
Vitali Steinbrecher (fur Christian Maimer)
Heike Bahr-Miller
Joérg Schmitter (bis 19:48 Uhr, fur Ulrich Heimann)
Angelika Wollny
Florian Lambertz und
Roswitha Lawrenz (bis 19:49 Uhr),
und als Gaste
Sebastian Rolko (Schulbau-GmbH),
Arne Sangerhausen und
Mark Rhaesa (beide: Public Sector Project Consultants GmbH — PSPC)
sowie aus der Verwaltung
Thore Eggert (1. Beigeordneter und Stadtkdmmerer)
Ruth Schlephack-Mduller (Leiterin des Fachbereichs 8 - Immobilienbetrieb)
Dettlef Rockenberg (Leiter des Fachbereichs 4 — Bildung | Kultur | Schule | Sport)
Alexandra Meuthen (Abteilungsleiterin Hochbau)
Volker Weirich (Abteilungsleiter Schulverwaltung)
Daniel Bosbach (Schul-IT) und
Katrin Klaes (Schriftfiihrung)
teil.

Johanna Satler und Heike Bahr-Muller fehlen entschuldigt.

Herr Ebert verpflichtet Frau Wollny mit folgendem Text als Ausschussmitglied:

»lch verpflichte mich, dass ich meine Aufgaben nach bestem Wissen und Kénnen wahrnehmen,
das Grundgesetz, die Verfassung des Landes NRW und die Gesetze beachten und meine Pflich-
ten zum Wohl der Stadt Bergisch Gladbach erfillen werde. So wahr mir Gott helfe.”



Als Unterlage der heutigen Sitzung benennt Herr Ebert die Einladung vom 31.08.2022 einschlief3-
lich der dazugehdrigen Vorlagen.

2. Genehmigung der Niederschrift der vergangenen Sitzung - offentlicher Teil

Da keine Einwande erhoben werden, gilt die Niederschrift als genehmigt.

3. Mitteilungen des Ausschussvorsitzenden

Herr Ebert teilt die Sitzungstermine des Ausschusses flr Schule und Gebaudewirtschaft im Jahr
2023 mit:

Mittwoch, 1. Marz

Mittwoch, 24. Mai

Mittwoch, 13. September

Dienstag, 21. November.
Der Sitzungskalender mit allen Rats- und Ausschusstermine werde wie gewohnt durch das Rats-
buro verteilt werden.

Die Ausschussmitglieder nehmen die Mitteilung zur Kenntnis.

4. Mitteilungen des Biirgermeisters

Herr Eggert erlautert, das Dashboard zum Sachstand der Schulsanierungen sei mittlerweile online,
und fuhrt es auf der stadtischen Webseite vor.

Die Ausschussmitglieder nehmen die Mitteilung zur Kenntnis.

5. Projektentwicklung Schulbedarfsdeckung fiir die stadtischen Schulen der Pri-
marstufe, ISEP, und Vorbereitung der Auftragserteilung an die Schulbau-GmbH
0443/2022

Herr Rhaesa und Herr Sangerhausen stellen die Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen zu den Stand-

orten KGS Frankenforst und GGS Hand mittels einer Prasentation vor. Diese wird der Niederschrift

als Anlage beigeflgt.

Herr Niemann fragt, ob und geman welcher Quelle die Energiepreise zwangslaufig weiter anstie-
gen.

Herr Rhaesa antwortet, er beziehe sich auf Angaben des Statistischen Bundesamts, das — beru-
hend auf der vergangenen Entwicklung — die Tendenz weiterrechne.

Herr Reilander erkundigt sich, ob die PSPC haufig zu dem Ergebnis komme, dass ein Totalunter-
nehmer (TU) die wirtschaftlichste Variante sei. Er fragt, ob steigende Energiepreise sich auf alle
Varianten in gleicher Weise auswirkten.

Herr Rhaesa erlautert, die Berechnungen basierten stets auf sehr individuellen Rahmenbedingun-
gen und fuhrten daher zu unterschiedlichen Ergebnissen. Die Energiepreise wirkten sich in allen
Varianten aus, jedoch auf unterschiedliche Art und Weise, da ein Unternehmer tber andere Ge-
schaftsbeziehungen und moglicherweise flexiblere Handlungsoptionen verflge als ein 6ffentlicher
Akteur. Grundsatzlich sei bei vereinbarten Festpreisen der Grad der Abweichung zu bertcksichti-
gen.



Frau Wasmuth stellt fest, die Differenz zwischen einem General- und einem Totalunternehmer sei
nicht sehr grof3. Sie mdchte wissen, ob andere Vor- oder Nachteile — nicht monetarer Art — zu be-
rucksichtigen seien.

Herr Sangerhausen weist darauf hin, die PSPC sei ausschlief3lich mit einer Betrachtung der Wirt-
schaftlichkeit beauftragt worden und verfiige in diesem Bereich Uber Expertise und Gber Informati-
onen der hiesigen Verhaltnisse, kdnne aber zu anderen Faktoren keine Aussage tatigen.

Frau Kivilip erkundigt sich nach den Einflussmdglichkeiten der Stadt auf Qualitdten und mochte
wissen, ob diesbezuglich auch bei einer Vergabe an einen General- oder Totalunternehmer Vor-
gaben gemacht werden kénnten.

Herr Ebert ergénzt, bei dem Totalunternehmermodell sei dieser auch mit der Uberwachung der
Qualitaten betraut, und der Auftraggeber verflige Uber deutlich weniger Einflussnahme- und Kon-
trollmdglichkeiten. Er fragt, ob und inwiefern das daraus resultierende Risiko bei der Wirtschaftlich-
keitsbetrachtung berlicksichtigt worden sei. Ferner bittet er um Erlauterung der Preisgleitklausel,
da er offenbar ein anderes Verstandnis des Begriffs habe als die PSPC.

Herr Sangerhausen erlautert, es gebe Preisgleitklauseln unterschiedlichster Ausgestaltung, die
Kostensteigerungen nach der Angebotsabgabe bertcksichtigten. Sofern sich Preise bereits fir die
Zukunft schatzen lielen, kdnne auch auf eine Preisgleitklausel verzichtet werden. Im vorliegenden
Fall beziehe sie sich nicht auf einzelne Gewerke, sondern sei pauschal angesetzt worden. Er fuhrt
aus, eine Betreuung der Baumalinahme durch die Stadt sei in jedem Fall erforderlich, um die er-
forderlichen oder gewlinschten Qualitaten sicherzustellen.

Frau Aufendorf fragt nach dem weiteren Vorgehen bei den ISEP-Schulen und mdchte wissen,
wann die Entscheidung zugunsten einer der vorgestellten Varianten fallen musse.

Herr Ebert antwortet, hinsichtlich der Sofortschulen stelle das Totalunternehmermodell die einzige
in Betracht kommende Mdglichkeit dar. Eine Wahl ergebe sich im Rahmen der in der nachsten
Sitzung dieses Ausschusses anstehenden Entscheidung Uber die erste ISEP-MalRinahme (KGS
Frankenforst) sowie die Schulbaumalinahme an der GGS Hand.

Frau Schlephack-Mdiller fuhrt aus, im Rahmen der aktuellen ,Leistungsphase 0“ musse auch die
Entscheidung Uber die Vergabeart fallen, und die jetzt vorgestellte Wirtschaftlichkeitsbetrachtung
zu den ersten ISEP-MalRnahmen stelle einen Teil der Entscheidungsgrundlage dar.

Herr Eggert erganzt, bei einer Einzelgewerksvergabe ergebe sich die Schwierigkeit, die einzelnen
Gewerke in zeitlicher Hinsicht zu koordinieren, und daraus entstiinden — wie am Beispiel des Feu-
erwehrhauses in Schildgen gesehen — leicht Verzdgerungen. Zudem sei der bei einer Einzelge-
werksvergabe erforderliche erhdéhte Betreuungsaufwand durch die Stadt nicht zu leisten. Deshalb
musse — nach einer sorgfaltigen Auswahl des General- oder Totalunternehmers — auf eine ord-
nungsgemafle und den geforderten Qualitdten entsprechende Ausfiihrung vertraut werden. An-
hand der bei den ersten Malnahme gewonnenen Erkenntnisse konnten kinftige Entscheidungen
uber die Vergabeart ggf. anders ausfallen.

Frau Kivilip rekapituliert, die Ubergabe der ISEP-MaRnahmen an den Totalunternehmer misse
sehr bald erfolgen, um eine Fertigstellung im Jahr 2025 (wie vorgestellt) zu erreichen. Sie fragt,
innerhalb welcher Zeit sich ein geeigneter Totalunternehmer finden lasse.

Frau Schlephack-Miiller antwortet, die Schulbau-GmbH kénne die Projekte zeitnah Gbernehmen.
Mit der Entscheidung einer Totalunternehmervergabe kdnne nun durch FB 8 das Zeitfenster fir
das Bauprojekt definiert werden. Aktuell wirden zudem die Risiken z.B. in Boden- und Arten-
schutzgutachten untersucht. Am Schluss der Leistungsphase 0 erfolge die Bauprojektdefinition mit
der Benennung der Kostentermine und des Kostenrahmens sowie der Hinweise auf die erkannten
Risiken. Mit der Vergabe der Objektplanung und Realisierung an die Schulbau-GmbH sei das Qua-
litdtsmanagement dann deren Aufgabe.



Frau Kivilip konkretisiert ihr Anliegen und fragt, wann konkret die Entscheidung bezogen auf die
beiden Schulen Uber die Variante (Totalunternehmer/ Generalunternehmer/ Einzelgewerkvergabe)
fallen misse. Erganzend mochte sie wissen, ob die Schulbau-GmbH, die bislang nur aus einer
Person bestehe, diese Aufgabe leisten kdnne.

Frau Schlephack-Muller antwortet, eine Totalunternehmervergabe konne nur ausnahmsweise und
mit ausfuhrlicher Begrindung gewahlt werden. Eine zwischenzeitliche Einflussnahme kénne im
Rahmen von Einzelgewerksvergaben leichter erfolgen. Letztlich werde fir die Sitzung dieses Aus-
schusses im November eine Beschlussvorlage vorbereitet werden, die als Grundlage der Ent-
scheidung Uber die Vergabeart dienen werde.

Frau Wasmuth fasst zusammen, die Totalunternehmervergabe stelle die wirtschaftlichste Variante
dar, und die Schulbau-GmbH stehe bereit. Im November sei der Beschluss daruber zu fassen, ob
die Schulbau-GmbH mit den beiden Projekten beauftragt werden solle.

Herr Ebert empfiehlt, sich in den kommenden Wochen mit der Prasentation zu befassen, um dann
im November auf dieser Informationsgrundlage — erganzt um die dazu vorzubereitende Beschluss-
vorlage - einen Beschluss fassen zu kénnen.

Frau Schlephack-Muller kiindigt an, der Fachbereich 8 werde die einschlagigen Kosten, Termine
und Risiken ermitteln und eine umfassende Beschlussvorlage vorbereiten, auf deren Basis im No-
vember die Entscheidung des Ausschusses gefallt werden kdnne.

Die Ausschussmitglieder nehmen die Mitteilungsvorlage sowie den Vortrag zur Kenntnis.

6. Neubau einer Sofortschule am Standort Hebborn: Grundsatz- und MaRnah-

menbeschluss

0438/2022
Herr Rockenberg erldautert zum Hintergrund, die Anzahl der zu erwartenden Grundschulkinder sei
frihzeitig hochgerechnet und darauf basierend der ISEP entwickelt worden. Dieser habe in konkre-
ten MalRnahmen nicht fristgerecht umgesetzt werden kénnen mit der anteiligen Folge, dass die
Grundschulkapazitaten im Sommer nachsten Jahres nicht ausreichten. Auch der Bau der ,Grund-
schule 21“ verzogere sich gegenuber der ISEP-Planung, und diese bericksichtige noch keine
mogliche Wohnbebauung auf dem Zanders-Geléande. Fiir die Ubergangszeit bis zur Bereitstellung
der prioritdren finalen ISEP-Schulen missten jetzt ,Sofortschulen® errichtet werden, die binnen
kurzem bezugsbereit seien. Mdogliche Standorte seien im Sommer in interdisziplinaren Bespre-
chungen hinsichtlich einer grundsatzlichen Bebaubarkeit diskutiert und unter Bertcksichtigung der
Eilbedurftigkeit festgelegt worden. Weitere betrachtete Standorte hatten aus unterschiedlichen
Grinden (Grole, Bebaubarkeit etc.) ausgeschlossen werden missen, sodass keine Alternativen
zu den in den heutigen Vorlagen genannten drei Standorten bestinden. Dies habe ggf. auch eine
Umleitung von Schulerstrdomen zur Folge, doch insgesamt erschienen die Schulwege nach wie vor
zumutbar. Bei den geplanten Sofortschulen handle es sich nicht um schlichte Metallcontainer,
sondern sie wiesen eine bessere Bausubstanz auf und seien nach seiner Einschatzung als erster
Schritt der ISEP-MafRnahmen an den jeweiligen Schulen zu bewerten.

Herr Eggert erganzt, auf Grund der im Stadtgebiet bestehenden Flachenproblematik kdnne ange-
sichts der Eilbedurftigkeit nicht Gberall eine optimale Losung geschaffen werden. Die Alternative
bestehe jedoch nur darin, dass bereits im nachsten Schuljahr nicht in ausreichendem Malen
Schulraum zur Verfugung gestellt werden kdnne. Dennoch bestehe selbstverstandlich das Bestre-
ben, den Anforderungen gerecht zu werden, und er bitte um Verstandnis fur moglicherweise sub-
optimale Losungen. Aus im Prozess gemachten Fehlern werde man lernen und die Erkenntnisse
bei spateren Ma3nahmen berucksichtigen.

Herr Steinbrecher fragt, ob auch die weiterfihrenden Schulen berlcksichtigt wirden, bei denen
sicherlich ebenfalls Handlungsbedarf bestehe.



Frau Lawrenz bittet um eine Erganzung der Beschlussformulierung dahingehend, dass es um ei-
nen ,Neubau einer barrierefreien Sofortschule® gehen solle.

Frau Schlephack-Miller antwortet, das Thema der Barrierefreiheit sei in der Abstimmung der
Standards mit der Schulbau-GmbH bericksichtigt worden.

Frau AuRendorf erinnert an einen Beschluss dieses Ausschusses, nach dem bei sdmtlichen stadti-
schen Neubauten die Errichtung von Photovoltaikanlagen zu prifen und mdglichst umzusetzen
sei, und fragt, ob dieser Punkt in die Beschlussvorlage aufgenommen werden konne.

Herr Eggert antwortet, es handle sich dabei um eine bestehende und verpflichtende Beschlussla-
ge, die selbstverstandlich berucksichtigt werde.

Herr Schmitter bittet darum, bei der Errichtung von Sofortschulen auch padagogische Aspekte zu
berticksichtigen. Am Standort Hebborn beispielsweise musse auf Grund der zu errichtenden So-
fortschule ein Zirkusprojekt abgesagt werden, das flir das Schulleben pragend sei.

Frau Lindberg-Bargsten begrii’t, dass die Problematik erkannt und zigig Lésungen erarbeitet
worden seien. Sie vergewissert sich, ob auf Grund des Sofortschul-Standorts in Hebborn im erwei-
terten Bereich der Stadtmitte Schilerstrome umdirigiert werden mussten, und weist auf einen dar-
aus resultierenden erhohten Kommunikationsbedarf hin.

Herr Rockenberg erldutert, der Schulentwicklungsplan fir die Sekundarstufe befinde sich derzeit in
der Bearbeitung, werde jedoch dadurch verzdgert, dass die entsprechende Stelle trotz zweimaliger
Ausschreibung nicht habe besetzt werden kénnen. Dennoch hoffe er, als ersten Aufschlag noch in
diesem Jahr wenigstens die Zahlenbasis prasentieren zu konnen. Die Anzahl der Kinder in weiter-
fuhrenden Schulen sei in Summe in den letzten Jahren zuriickgegangen, und er gehe davon aus,
dass sich die Situation stadtweit regeln werde, auch wenn sich einzelne Schulen an der Kapazi-
tatsgrenze befanden.

Herr Rockenberg wendet sich an Herrn Schmitter und erklart, die Situation und die Planungen sei-
en mit den betroffenen Schulleitungen im Rahmen des Méglichen frihzeitig und ausfihrlich be-
sprochen und dabei auch auf die Alternativlosigkeit hingewiesen worden. Die GGS Hebborn wolle
uber alternative Szenarien nachdenken, beispielsweise ein anderes Format oder die Nutzung einer
anderen Flache in Hebborn; eine konkrete Anfrage seitens der Schule habe die Schulverwaltung
bislang nicht erreicht.

Herr Rockenberg bestatigt, es werde sicher zu Umleitungen von Schilerstrémen kommen, wie es
im Raum Refrath/ Frankenforst bereits seit langer Zeit gangige Praxis sei. Dennoch blieben die
Schulwege in einem zumutbaren Rahmen.

Frau Wasmuth erlautert, es werde vermutlich an jeder von BaumalRnahmen betroffenen Schule
Beeintrachtigungen geben. Doch sie habe auf Grund der Informationen aus der Verwaltung und
der politischen Diskussion den Eindruck, dass die Bedurfnisse sehr ernst genommen wirden und
das Bestreben bestehe, die Einschrankungen moglichst gering zu halten und gemeinsam kreativ
Uber Lésungen nachzudenken, und diese Grundhaltung solle auch der Offentlichkeit vermittelt
werden.

Herr Kraus flhrt aus, die Problematik mangelnden Schulraums sei bereits im Jahr 2019 erkannt
und in der Folge sei der ISEP beschlossen worden. Die nun in Rede stehenden Sofortschulen sei-
en nur erforderlich geworden, weil damals nicht sofort gehandelt worden sei. Dennoch wirden jetzt
offenkundig bestmogliche Lésungen gefunden, und die entsprechenden Schulen bekdmen bereits
die Garantie einer ISEP-konformen Umgestaltung. Er erkundigt sich nach dem Stand der Planun-
gen der ,Grundschule 21¢.

Herr Rockenberg antwortet, die ,GS 21“ sei ein Kernelement des ISEP gewesen. Sie habe — noch
ohne Berlcksichtigung mdglicher Zuziige ,auf Zanders® — zum Sommer 2024 in der Stadtmitte
entstehen sollen. Nunmehr sei offensichtlich, dass sie zeitnah nicht auf dem Zanders-Gelande



errichtet werden kénne, und es sei daher eine Interimslésung auf dem derzeitigen Tankstelleng-
rundstiick gegenlber der GGS Gronau beabsichtigt. In der Konsequenz kénne diese Flache dann
nicht wie urspringlich vorgesehen als Interim der GGS Gronau wahrend der dortigen ISEP-
MaRnahme genutzt werden. Jetzt solle die Interimsschule moglichst dreizligig geplant werden.
Belastbare Aussagen Uber einen mdglichen Fertigstellungszeitpunkt der ,GS 21 kdnnten derzeit
nicht getatigt werden.

Frau Wollny bestatigt, die Anzahl der Schilerinnen und Schiiler in den weiterflihrenden Schulen.
Auf Grund des Gemeinsamen Lernens habe sich jedoch die Klassenstarke verringert, sodass da-
mit kein verminderter Raumbedarf einhergehe, sondern die Schulen voll seien.

Herr Eschbach lobt das zligige Handeln und den Pragmatismus der Verwaltung trotz schwieriger
Rahmenbedingungen.

Herr Eggert wendet sich an Frau Wollny und antwortet, die aus dem Gemeinsamen Lernen sowie
veranderten padagogischen Konzepten resultierenden Bedarfe wirden bei den Planungen best-
moglich berilicksichtigt. Dabei ergaben sich vielfaltige Schwierigkeiten bei der Finanzierung, in den
Verhandlungen mit dem Land NRW, durch die alte Bausubstanz sowie auf Grund veranderter
technischer Bedarfe (IT-Ausstattung). Deshalb kdnne er keine perfekte, sondern bestmogliche und
im Dialog entstehende Ldsungen zusagen.

Herr Rockenberg erganzt, auch fir die weiterfilhrenden Schulen sollten — wie bereits fir die
Grundschulen — Standards in quantitativer und qualitativer Hinsicht definiert werden, die auf die
unterschiedlichen Schulformen zugeschnitten sein missten. Daraus wirden sich im Abgleich mit
der aktuellen Situation voraussichtlich Fehlbedarfe ergeben, die bestmoéglich zu decken seien.

Herr Ebert unterbricht die Sitzung um 19:03 Uhr und gibt einer Nachbarin der KGS In der Auen die
Gelegenheit, ihre Bedenken vorzutragen. Die Sitzung wird um 19:09 Uhr fortgesetzt.

Frau Schlephack-Mdiller erlautert, bei den Planungen wirden auch die Belange der Nachbarschaft
sowie des Umwelt- und Klimaschutzes nach Mdglichkeit bertcksichtigt. Auch ein Ersatz fur den
wegfallenden Spielplatz werde noch diskutiert.

Frau Kivilip kritisiert das Vorgehen Herrn Eberts. Eine Burgerbeteiligung auf diese Weise entspre-
che nach der Auffassung der CDU nicht der geltenden Geschaftsordnung. Im Ubrigen wiirden im
gesamten Abwagungs- und Planungsprozess samtliche Belange betrachtet und nach Mdéglichkeit
bertcksichtigt, es gebe jedoch keine Alternative zu den Planungen am Standort der KGS In der
Auen.

Herr Ebert erlautert, eine Sitzungsunterbrechung zur Anhérung von Blrgerinnen und Blrgern sei
in Bergisch Gladbach uniblich, komme in anderen Kommunen jedoch durchaus gelegentlich vor.
Er verweist Frau Kivilip darauf, sie habe einen entsprechenden Antrag zur Geschéaftsordnung stel-
len kédnnen.

Herr Herrmann begrufit das alternative Vorgehen Herrn Eberts, da betroffene Burgerinnen und
Bilrger andernfalls kaum die Moéglichkeit einer Aulderung hatten.

Der Ausschuss fur Schule und Gebaudewirtschaft fasst einstimmig folgenden Beschluss:

1. Der Ausschuss fiir Schule und Gebaudewirtschaft beschlieRft entsprechend der Be-
schlussvorlage den Neubau einer Sofortschule am Standort Hebborn.

2. Der Ausschuss fiir Schule und Gebaudewirtschaft beschlieRt entsprechend der Be-
schlussvorlage des Weiteren, den Neubau der Sofortschule am Standort Hebborn an
die Schulbau-GmbH zu vergeben.



7. Neubau einer Sofortschule am Standort In der Auen: Grundsatz- und MaRnah-
menbeschluss
0441/2022
Herr Eschbach zeigt sich zuversichtlich, dass fir den wegfallenden Spielplatz ein alternativer
Standort gefunden werde.

Herr Kraus bittet die Verwaltung, erganzend eine Verkehrsprifung durchzufihren, da in der Veil-
chen- und der Schwerfelstralie bereits jetzt ein hohes Verkehrsaufkommen bestehe. Er kbnne sich
beispielsweise eine Abbindung durch Poller vorstellen.

Der Ausschuss fur Schule und Gebaudewirtschaft fasst einstimmig folgenden Beschluss:

3. Der Ausschuss fiir Schule und Gebaudewirtschaft beschlieBt entsprechend der Be-
schlussvorlage den Neubau einer Sofortschule am Standort In der Auen

4. Der Ausschuss fiir Schule und Gebaudewirtschaft beschlieBt entsprechend der Be-
schlussvorlage des Weiteren, den Neubau der Sofortschule am Standort In der Auen
an die Schulbau-GmbH zu vergeben.

8. Ertiichtigung einer Containeranlage als Standort einer_ Sofortschule an der
Saaler Miihle Grundsatz- und MaBnahmenbeschluss
0442/2022
Herr Steinbrecher fragt, wer genau in die Container einziehen solle, da seitens der GGS Bensberg
kein Bedarf bestehe.

Herr Rockenberg antwortet, die Zuordnung zu einer konkreten Grundschule sei noch Gegenstand
laufender Beratungen und Abstimmung. In Betracht komme insbesondere eine Fihrung als De-
pendance der KGS Frankenforst, die zugleich als Einstieg in eine Dreizlugigkeit der Schule dienen
kénne.

Der Ausschuss fur Schule und Gebaudewirtschaft fasst einstimmig folgenden Beschluss:

Der Ausschuss fiir Schule und Gebaudewirtschaft beschlieBt entsprechend der Beschluss-
vorlage die Ertlichtigung einer Containeranlage als Standort einer Sofortschule an der Saa-
ler Miihle.

9. Ausschreibung der Gebaudereiniqung

0444/2022
Frau Auendorf bittet um Erlduterung des Unterschieds zwischen der Grund- und der Unterhalts-
reinigung.

Frau Schlephack-Miiller erlautert, die Unterhaltsreinigung erfolge taglich und inkludiere beispiels-
weise die Leerung der Mulleimer sowie die Toilettenreinigung. Die Grundreinigung werde in den
Sommerferien vorgenommen und erfasse auch Flachen, die im Alltag keine Bertcksichtigung fan-
den, wie etwa die Flache auf Schranken.

Der Ausschuss fur Schule und Gebaudewirtschaft fasst einstimmig folgenden Beschluss:
Der Ausschreibung der Grund- und Unterhaltsreinigung fiir die Lose A & B sowie die Lose 1

& 2, mit dem Ziel des Abschlusses neuer Rahmenreinigungsvertrage fiir maximal vier Jah-
re, wird zugestimmt.



10. Sachstand zu verschiedenen Projekten im Rahmen der Digitalisierung der
Schulen _in__ Bergisch Gladbach im_ Verantwortungsbereich der IT-
Schulverwaltung
0461/2022

Herr Rockenberg erlautert, von den sieben vorhandenen Stellen in der Schul-IT hatten mittlerweile

funf besetzt werden koénnen. Er stelle fest, dass seitens der Schulen mittlerweile weniger Kritik

geaulert werde, auch da die Kollegen der Schul-IT neben den im DigitalPakt geférderten Mal}-
nahmen derzeit die Grundschulen digital ausstatte.

Herr Niemann erkundigt sich nach der eingesetzten Inventarisierungssoftware und fragt, ob die
Erfassung lediglich in einer Excel-Datei erfolge. Ferner mochte er Naheres zu der in der Vorlage
erwahnten SchiLD-Datenbank wissen.

Herr Bosbach erlautert als Mitarbeiter der Schul-IT in der Schulverwaltung, die iPads wirden mit-
tels des Mobile Device Managements von NetCologne verwaltet, und die Hardware werde in der
Tat per Hand in Excel inventarisiert, da es derzeit noch keine Vernetzung der Schul-IT mit den
dezentralen Schulstandorten gebe. SchiLDzentral werde in einem Rechenzentrum gehostet.

Herr Niemann fragt, in welchem Rechenzentrum SchiLDzentral gehostet werde. Er sei davon aus-
gegangen, dies geschehe in Bergisch Gladbach.

Herr Bosbach antwortet, die Stadt Bergisch Gladbach habe kein Rechenzentrum. Das noch festzu-
legende externe Rechenzentrum werde vertraglich verpflichtet, flr die Datensicherheit, Backups
und die Einhaltung der DSGVO Sorge zu tragen; dies kdnne die Stadt selbst nicht leisten.

Herr Kraus fragt, wann der erste Test des Virenscanners an der ersten Schule erfolgen kénne. Er
spricht der Verwaltung seinen Dank fir die groRen Fortschritte in der Schuldigitalisierung aus.

Herr Bosbach erklart, die Einrichtung des Virenscanners habe in Zusammenarbeit mit NetCologne
jungst abgeschlossen werden kénnen, und in den nachsten Wochen werde ein Testlauf an mehre-
ren Schulen durchgefuhrt werden, ehe der Virenscanner an allen Schulen installiert werden wer-
den.

Herr Niemann erkundigt sich, ob die kompletten Daten der Blrgerinnen und Burger der Stadt Ber-
gisch Gladbach in einem externen Rechenzentrum gespeichert seien.

Herr Eggert antwortet, bei SchiLD handle es sich um ein Schulverwaltungsprogramm, das nichts
mit den gesamtstadtischen Daten zusammenhange.

Herr Weirich erganzt, in SchiLD seien lediglich die Daten der Schulerinnen und Schiiler erfasst, mit
denen die Sekretariate und Lehrkrafte arbeiteten und auf die die Schulverwaltung zugreifen kénne.

Frau Wollny erlautert, in SchiLD wirden neben den Individualdaten der Schulerinnen und Schiiler
auch ihre Leistungsdaten gespeichert, seien allerdings durch die Schulverwaltung nicht einsehbar.

Die Ausschussmitglieder nehmen die Mitteilungsvorlage zur Kenntnis.

1. Information und Sachstand zum Aktionsprogramm ,,Ankommen und Aufholen
nach Corona“
0462/2022
Herr Schmitter spricht der Verwaltung sein Lob aus, da die Durchfihrung des Aktionsprogramms
fur die Schulen eine grof3e Hilfe darstelle.

Herr Rockenberg erganzt, eine ahnliche Rickmeldung habe er auch von Elternvertretungen ver-
schiedener Schulen erhalten.



Die Ausschussmitglieder nehmen die Mitteilungsvorlage zur Kenntnis.

12. Antrage der Fraktionen

Keine.

13. Anfragen der Ausschussmitglieder

13.1. Anfrage der FWG-Fraktion zum Thema Biindelungsgymnasium
0460/2022

Herr Steinbrecher fragt, ob im Kreisgebiet die Benennung eines zweiten Bundelungsgymnasiums
geplant sei oder die Kapazitat des Gymnasiums Herkenrath als ausreichend eingeschatzt werde.

Herr Weirich erlautert, die Anmeldezahlen fur das Blundelungsgymnasium kdnnten derzeit nicht
belastbar prognostiziert werden. Gemeinsam mit den Gymnasien habe die Schulverwaltung die
Zahl auf 100 bis 130 Schilerinnen und Schiilern geschatzt — unter Berlicksichtigung des Odentha-
ler Gymnasiums bis zu 140 Schilerinnen und Schiler. Die Bezirksregierung habe darum gebeten,
nach Moglichkeit auch Jugendliche aus Overath und Rdsrath aufzunehmen. Unter dieser Pramisse
sei dies zugesagt worden. Im Bereich Leichlingen/ Wermelskirchen/ Burscheid solle ein weiteres
Bldndelungsgymnasium entstehen, was auch auf Grund der gro3en Ausdehnung des Rheinisch-
Bergischen Kreises sinnvoll sei, doch diesbezuglich sei bei der Bezirksregierung noch keine Ent-
scheidung gefallen. Fur ein weiteres Blindelungsgymnasium in Bergisch Gladbach sehe er keine
Notwendigkeit, da das Gymnasium Herkenrath auch 120 oder 130 Schilerinnen und Schuler auf-
nehmen kénne, wie ihm durch die dortige Schulleitung versichert worden sei.

Frau AuBendorf weist darauf hin, dass auch die beiden Gesamtschulen — wie in jedem Jahr —
Schilerinnen und Schiler aufnehmen kénnten. Es kénne nicht die Aufgabe der Stadt Bergisch
Gladbach sein, Jugendlicher umliegender Kommunen aufzunehmen, die sich ihrerseits darum
nicht gekimmert hatten.

Die Ausschussmitglieder nehmen die Anfrage sowie die Antwort der Verwaltung zur Kenntnis.

Weitere Anfragen werden nicht gestellt.

Herr Ebert schlie3t den offentlichen Teil der Sitzung um 19:40 Uhr.

gez. Andreas Ebert gez. Katrin Klaes
Vorsitzender Schriftflhrung



	Text
	Zusatzinformation
	Tagesordnung
	Betreff
	Vorlage
	Wortprotokoll
	Beschluß
	Abstimmungsergebnis
	Zu
	SMC_BM_TEXT1

